
Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Schleching (BGS-EWS/Bichlfeld) 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Schleching 
folgende Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung für das Gebiet Bichlfeld 
(BGS/EWS-Bichlfeld): 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung der Entwässerungsein-
richtung für das Gebiet "Bichlfeld" einen Beitrag. Der Geltungsbereich dieser Satzung ergibt 
sich aus dem beigefügten Lageplan, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare, 
sowie für solche Grundstücke erhoben, auf denen Abwasser anfällt, wenn 
 
1. für sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss an die Entwässerungseinrichtung besteht, 
 
2. sie an die Entwässerungseinrichtung tatsächlich angeschlossen sind, oder 
 
3. sie aufgrund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Entwässerungseinrichtung  
    angeschlossen werden. 
 

§ 3 
Entstehen der Beitragsschuld 

 
(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des 
 

 1. § 2 Nr. 1 sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen  
             werden kann, 
 

 2. § 2 Nr. 2 sobald das Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist, 
 
3. § 2 Nr. 3 mit Abschluss der Sondervereinbarung. 
 
Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die 
Beitragsschuld erst mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. 
(2) Wird eine Veränderung der Fläche, der Bebauung oder der Nutzung des Grundstücks 
vorgenommen, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem 
Abschluss der Maßnahme. 

§ 4 
Beitragsschuldner 

 
Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitragsschuld Eigentümer des 
Grundstückes oder Erbbauberechtigter ist. 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche berechnet.  



 
(2) Wird die Grundstücksfläche vergrößert und wurden für diese Flächen noch keine Beiträge 
geleistet, so entsteht die Beitragspflicht auch hierfür. 
 

§ 6 
Beitragssatz 

 
Der Beitrag beträgt pro Quadratmeter Grundstücksfläche   3,83 Euro. 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fällig. 
 

§ 7 a 
Ablösung des Beitrags 

 
Der Beitrag kann im ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht abgelöst werden (Art. 5 Abs. 9 
KAG). Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrags richtet 
sich nach der Höhe des voraussichtlich entstehenden Beitrags. 
 

§ 8 
Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung, Veränderung 
und Beseitigung sowie für die Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse i. S. des § 3 EWS ist 
mit Ausnahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der 
Grundstücksanschlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstatten. 
 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, 
wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder 
Erbbauberechtigter ist. § 7 gilt entsprechend. 
 

§ 9 
Gebührenerhebung 

 
Die Gemeinde erhebt für die Benützung der Entwässerungseinrichtung Einleitungsgebühren. 

§ 10 
 

Einleitungsgebühr 
 
(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der 
Abwässer berechnet, die der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstü-
cken zugeführt werden. Die Gebühr beträgt 0,05 Euro pro Kubikmeter Abwasser. (nachrichtlich: vom 
1.1.2005 bis 31.12.2009 = 0,17 €, vorher 0,26 € / 0,50 DM) 

(2) Für jeden Quadratmeter befestigte Grundstücksfläche gilt 1,00 Kubikmeter Abwasser jähr-
lich als der Entwässerungseinrichtung zugeführt. Befestigte Grundstücksfläche ist der Teil des 
Grundstücks, in den infolge künstlicher Einwirkung Regenwasser nicht oder nur in unbedeuten-
dem Umfang einsickern kann. Als befestigte Grundstücksfläche gilt mindestens ein Viertel der 
Gesamtfläche des Grundstücks.  
(3) Wird von befestigten Grundstücken Regenwasser zur Toilettenspülung verwendet, werden 
pauschal pro Einwohner 15 Kubikmeter jährlich als der Entwässerungseinrichtung nicht zuge-
führt betrachtet. Führt der Gebührenpflichtige nach § 10 Abs. 4 Satz 2 BGS-EWS (Schmutzwas-



serkanal) den Nachweis eines niedrigeren Wasserverbrauchs, wird dieser Verbrauch berücksich-
tigt. (gültig ab 1.1.98) 
 

§ 11 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die Entwässerungseinrich-
tung. 
 

§ 12 
Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebühren-
schuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. Mehrere 
Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 13 
Abrechnung, Fälligkeit 

 
Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Einleitungsgebühr wird einen Monat nach Zustel-
lung des Gebührenbescheides fällig. 

 
§ 14 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde für die Höhe der Schuld 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Verände-
rung - auf Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen. 

 
§ 15 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 01.08.1997 in Kraft.  
 
 
Hinweis: Die Satzung ist auf dem Stand vom 1.1.2010 nach der 4. Änderung.  


